
Es klang nach kluger Politik, was der
damalige Mainzer Ministerpräsident
Kurt Beck (SPD) vor fast 20 Jahren

stolz verkündete: „Als erstes Land“ werde
Rheinland-Pfalz ein jahrzehntelanges Ver-
säumnis der deutschen Regierungen been-
den und endlich Vorsorge treffen für die
dramatisch steigenden Pensionsausgaben.
Ab Oktober 1996, so Beck, werde seine
Regierung für alle Beamten, die das Land
neu einstelle, einen Betrag von etwa
25 Prozent des Gehalts in einen eigens ge-
gründeten Pensionsfonds einzahlen.

Andere Landesregierungen zogen nach,
ebenso der Bund. Sie alle legten Fonds
oder Rücklagen an und erklärten, sie seien
nun gerüstet für die Zeit um 2020. Dann
gehen sehr viele Beamte in den Ruhestand,
die in den Siebziger- und Achtzigerjahren
eingestellt worden waren, als die westdeut-
schen Länder ihre Verwaltungen, Univer-
sitäten und Schulen ausbauten. 

Was nach umsichtiger Vorsorge aussah,
erweist sich heute nicht selten als Bluff.
Manche Länder haben so mickrige Bei -
träge in die Versorgungskassen eingezahlt,
dass damit allenfalls ein Bruchteil der er-
warteten Pensionskosten zu decken sein
wird. Andere haben ihre Rücklagen nach
wenigen Jahren wieder geplündert. Oder
sie haben, wie das Saarland und Rheinland-
Pfalz, ihre Fonds einfach mit Luft buchun -
gen gefüllt statt mit echtem Kapital.

Dabei ist die Lage so schlecht, wie Beck
es 1996 vorausgesagt hatte. Viele westliche
Bundesländer geben heute schon mehr 
als 15 Prozent ihrer Steuereinnahmen für
Pensionäre aus, Bremen und das Saarland
sogar rund 20 Prozent. Der Freiburger Fi-
nanzwissenschaftler Bernd Raffelhüschen
hat kürzlich für Baden-Württemberg aus-
gerechnet, dass die Versorgungsausgaben
für pensionierte Staatsdiener innerhalb
von acht Jahren um 60 Prozent steigen
werden. Und bis 2030 werde das Land mit
9,2 Milliarden Euro pro Jahr mehr als dop-
pelt so viel für Pensionäre ausgeben müs-
sen wie 2012.

Deswegen hatten sich Länder und der
Bund 1998 geeinigt, die Gehälter der Be-
amten jedes Jahr weniger stark anzuheben

als die der Angestellten im öffentlichen
Dienst. Das gesparte Geld sollte in die
 Pensionsrücklagen fließen, die formal als
„Sondervermögen“ deklariert wurden.

Trotzdem sind die Kassen heute ziem-
lich leer: Einige Regierungen setzten ihre
Einzahlungen über mehrere Jahre aus.
Manche verfrühstückten das wenige An-
gesparte bald wieder: Niedersachsen löst
sein Sondervermögen seit 2009 auf und
steckt das Geld, mit dem ab 2018 die Pen-
sionen des Landes finanziert werden soll-
ten, in den aktuellen Haushalt. Dabei hat-
ten die niedersächsischen Beamten für die
Pensionsrücklage auf Teile ihres Gehalts
verzichtet. 

Ein etwas diskreterer Trick ist es, das
Geld des Fonds an das Land zu ver leihen
und so in den Landeshaushalt zurückzu-
holen. Nordrhein-Westfalen zum Beispiel
steckte rund elf Prozent seiner Rücklage,
knapp 300 Millionen Euro, in solche Dar-
lehen. Im Klartext: Das Geld, das die Fi-
nanzminister mit der einen Hand in den
Versorgungsfonds stecken, nehmen sie mit

der anderen gleich wieder heraus, um
Haushaltslöcher zu stopfen. Im Saarland
und in Rheinland-Pfalz bestehen die Rück-
lagen für Pensionen fast komplett aus sol-
chen Schuldverschreibungen, frei nach
dem Prinzip linke Tasche, rechte Tasche.

Die Mainzer Regierung hat dieses Sys-
tem derart verfeinert, dass selbst Experten
schwindelig wird: Das Land verbucht die
Rücklage formal als „Darlehen“ an einen
Fonds und stuft dieses im Landeshaushalt
als Investition ein. Auf diese Weise erhöht
das defizitäre Land nebenbei die Grenze,
bis zu der es sich verfassungsrechtlich
 verschulden darf. Gleichzeitig nimmt das
Land ein Darlehen in Höhe der Rücklagen
beim Pensionsfonds auf. Das Land ist also
Darlehensgeber und Darlehensnehmer in
einem Geschäft mit sich selbst. „Karussell-
geschäft“ nennt das der Heidelberger Fi-
nanzrechtler Hanno Kube und hält die
Konstruktion für verfassungswidrig.

Becks Nachfolgerin Malu Dreyer (SPD)
scheinen allmählich Skrupel zu kommen.
Die Ministerpräsidentin will die Darlehens-
geschäfte mit dem Fonds herunterschrau-
ben. Ein Teil der Rücklage soll künftig in
Aktien oder Aktienfonds investiert werden
können. Trotzdem werde die rheinland-
pfälzische Pensionskasse annähernd leer
sein, wenn ab 2020 die großen Pensionie-
rungswellen anrollen, sagt Finanzwissen-
schaftler Raffelhüschen. 

In einigen Bundesländern wie Bayern
oder Hessen werde das Geld zwar weitge-
hend seriös gespart und beispielsweise von
der Bundesbank verwaltet und investiert.
Doch wegen der geringen Einzahlungsbe-
träge sei das allenfalls ein Tropfen auf den
heißen Stein. Wie die Regierungen das Pro-
blem dann lösen werden, sei heute schon
absehbar, glaubt Raffelhüschen: Sie wür-
den die Steuern erhöhen müssen „oder ei-
nen Beamten-Soli einführen“.

Matthias Bartsch FO
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Im Ruhestand 
Versorgungsempfänger* der Länder Bayern und
Baden-Württemberg, Prognose bis zum Jahr 2040,
in Tausend

2014 20 30 40 2014 20 30 40

Quelle: Versorgungsberichte
*Pensionierte Beamte und

Richter sowie deren
Hinterbliebene

Bayern Baden-
Württemberg
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150 154
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147

171
178

bei Wiederbe-
setzung aller
Stellen
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Linke Tasche,
rechte Tasche
Beamte Ausgaben für Pensionen
strangulieren die Haushalte der
Bundesländer. Diese versprachen,
Geld zurückzulegen – doch das
war häufig nur Bluff.
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